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Betreff: 2. Zusatzantrag zum TOP 11, Grundsatzbeschluss „Masterplan 

Radoffensive 2030“ betreffend Achter Stichpunkt zur inhaltlichen 
Kernaussage Masterplan, Kapitel 1, Planungsgrundsätze, partizipative 
Planungsstrategie und Entscheidungsfindung  

 

Mit Bericht an den Gemeinderat vom 14.11.2019 und der damit verbundenen 
Zustimmung wurde der Grundsatzbeschluss „Radoffensive Graz“ – Förderver- 
einbarung zwischen der Landeshauptstadt Graz und dem Land Steiermark in Höhe 
von insgesamt 100.000.000 € über 10 Jahre je zu Hälfte für Stadt und Land gefasst 
(jährliche pro-Kopf-Ausgabe ca. 33 €). In diesem Zusammenhang möchte ich 
insbesondere auch dem Herrn Bürgermeister a.D. Mag. Siegfried Nagl, der 
nunmehrigen Frau Bürgermeisterin und seinerzeitigen Verkehrsstadträtin Elke Kahr 
sowie dem Herrn Landeshauptmann Hermann Schützenhöfer und dem Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Anton Lang, ebenso den Herren Baudirektoren der 
Stadt und des Landes für den quasi Startschuss und die Initiative danken. Die weiteren 
Beschlüsse hinsichtlich Projektgenehmigungen und Budget sind im heutigen 
Gemeinderatsstück angeführt, wobei der Punkt 3. Inhaltliche Kernaussage Masterplan 
Kapitel 1-3 im Kapitel 1 Planungsgrundsätze durch einen achten Stichpunkt mit der 
Überschrift Partizipative Planungsstrategie und Entscheidungsfindung zu 
ergänzen wäre. 
 
 
Namens des ÖVP-Gemeinderatsclubs stelle ich daher folgenden 
 

Z u s a t z a n t r a g 

 
Der Grazer Gemeinderat möge beschließen: 
 
Die Maßnahmen im Rahmen der Radoffensive sind unter Berücksichtigung einer 
partizipativen Planungsstrategie und Entscheidungsfindung in der Form umzusetzen, 
dass die Sozialpartner bei jedem Realisierungsschritt eingebunden werden, damit 
keine Nachteile im Hinblick auf Arbeitsplätze sowie Unternehmer*innen- und Betriebs-
standorte entstehen. 
 
Außerdem müssen Bürger*innenbeteiligungsprozesse durchgeführt werden, bei 
welchen insbesondere die Bezirksvertretungen, betroffene Anrainer*innen aber auch 
ältere Personen und Menschen mit Beeinträchtigungen miteinbezogen werden. 


